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AKTUELLE GESETZGEBUNG

Neuer Bußgeldkatalog zum 9.11.2021
|  Am 9.11.2021 ist der neue Bußgeldkatalog in Kraft getreten. Er beinhaltet zum Teil deutlich 
höhere Geldbußen als bisher. Hier ein Auszug der wichtigsten Änderungen.  |

1. Parken und Halten
Verbotswidriges Parken auf Geh- und Radwegen sowie das jetzt verbotene Halten auf Schutz-
streifen und das Parken und Halten in zweiter Reihe ist teurer geworden. Verstöße kosten bis zu 
110 Euro. Bei schwereren Verstößen kann darüber hinaus ein Punkt im Fahreignungsregister 
(„Flensburg“) eingetragen werden.

Darüber hinaus sind für das unberechtigte Parken auf einem Schwerbehinderten-Parkplatz 
Geldbußen von 55 Euro vorgesehen. Ebenfalls für das unberechtigte Parken auf einem Park-
platz für elektrisch betriebene Fahrzeuge oder einem Parkplatz für Carsharing-Fahrzeuge  
werden 55 Euro fällig. Für das rechtswidrige Parken an engen oder unübersichtlichen Straßen-
stellen bzw. im Bereich einer scharfen Kurve sieht der neue Bußgeldkatalog eine Geldbuße von 
35 Euro vor.

Für einen allgemeinen Halt- und Parkverstoß werden jetzt bis zu 25 Euro fällig.

2. Rettungsgasse
Die unerlaubte Nutzung einer Rettungsgasse wird jetzt genauso verfolgt und geahndet wie das 
Nichtbilden einer Rettungsgasse. Es drohen Bußgelder zwischen 200 und 320 Euro sowie ein 
Monat Fahrverbot. Als Folge dieser Sanktionen ist die Eintragung von zwei Punkten im Fahr
eignungsregister vorgesehen.

3. Sonstige Regelverstöße
Die vorschriftswidrige Nutzung von Gehwegen, linksseitig angelegten Radwegen und Seiten-
streifen durch Fahrzeuge wird nun mit bis zu 100 Euro Geldbuße geahndet.

Für das sogenannte Auto-Posing (Verursachen von unnötigem Lärm und einer vermeidbaren 
Abgasbelästigung sowie unnützes Hin- und Herfahren) sind Bußgelder bis zu 100 Euro vor
gesehen.

Für rechtsabbiegende Kraftfahrzeuge über 3,5 t ist innerorts Schrittgeschwindigkeit (4 bis 7, 
max. 11 km/h) vorgeschrieben. Verstöße hiergegen können nun mit einem Bußgeld in Höhe von 
70 Euro sanktioniert werden. Außerdem wird ein Punkt im Fahreignungsregister eingetragen.

4. Geschwindigkeitsverstöße
Für normale Pkw bis 3,5 t gelten bei Geschwindigkeitsüberschreitungen künftig folgende Geld-
bußen:

▪▪ Überschreitung bis 10 km/h: 30 Euro innerorts / 20 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 11 bis 15 km/h: 50 Euro innerorts / 40 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 16 bis 20 km/h: 70 Euro innerorts / 60 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 21 bis 25 km/h: 115 Euro innerorts / 100 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 26 bis 30 km/h: 180 Euro innerorts / 150 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 31 bis 40 km/h: 260 Euro innerorts / 200 Euro außerorts
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Rechtfertigen 18 Kilometer am Tag zu Pandemiebeginn  
einen Mietwagen?
|  Ja. Das Amtsgericht (AG) Braunschweig hat jetzt die Verweisung des Geschädigten mit 
niedrigem Fahrbedarf auf Bus und Bahn unter den Corona-Verhältnissen für unzumutbar  
gehalten. Es genügen nach seiner Entscheidung ca. 18 km pro Tag, um die Mietwagennutzung 
zu rechtfertigen.  |

Ebenso haben bereits kürzlich die AG Duisburg Hamborn und Kassel entschieden.

QUELLE  |  AG Braunschweig, Urteil vom 17.6.2021, 111 C 2148/20, Abruf-Nr. 224497 unter www.iww.de; AG Duisburg-Hamborn, 
Urteil vom 15.6.2021, 9 C 108/21, Abruf-Nr. 223183 unter www.iww.de; AG Kassel, Urteil vom 28.4.2021, 421 C 3709/21, Abruf-Nr. 
223758 unter www.iww.de

▪▪ Überschreitung 41 bis 50 km/h: 400 Euro innerorts / 320 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 51 bis 60 km/h: 560 Euro innerorts / 480 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung 61 bis 70 km/h: 700 Euro innerorts / 600 Euro außerorts
▪▪ Überschreitung über 70 km/h: 800 Euro innerorts / 700 Euro außerorts

Für Pkw mit Anhänger und Fahrzeuge, die schwerer als 3,5 Tonnen sind, sowie Fahrzeuge mit 
gefährlichen Gütern oder Passagierbusse gelten andere Geldbußen.

QUELLE  |  Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Informationen zum neuen Bußgeldkatalog vom 
21.10.2021, siehe auch online www.iww.de/s5645

KFZ-VERSICHERUNG

Vollkasko ist auch für Grillhähnchen-Verkaufswagen  
zuständig
|  Bleibt ein Grillhähnchen-Verkaufswagen beim Vorbeifahren an einer Hausecke hängen, 
weil sich die seitliche Verkaufsklappe während der Vorbeifahrt geöffnet hat, gilt Folgendes: 
Es handelt es sich um ein unmittelbar von außen plötzlich mit mechanischer Gewalt auf das 
Fahrzeug einwirkendes Ereignis im Sinne der Allgemeinen Bedingungen für die Kfz-Versiche-
rung, also um einen Unfall im Sinne der Vollkaskoversicherung. So entschied es jetzt das 
Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe.  |

Das OLG wies darauf hin, dass die Regelung in den Versicherungsbedingungen, wonach  
„Schäden aufgrund eines Brems- oder Betriebsvorgangs nicht als Unfallschäden gelten“ keine 
Ausschlussklausel enthält. Die Regelung hat lediglich klarstellenden Charakter.

QUELLE  |  OLG Karlsruhe, Urteil vom 1.6.2021, 9 U 54/19, Abruf-Nr. 224087 unter www.iww.de
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Ende der Geschwindigkeitsbegrenzung  
bei auf der Straße montierten Bodenwellen
|  Wird zur Verkehrsberuhigung im Hinblick auf eine unfallträchtige Kreuzung eine Boden­
welle (sog. „sleeping policeman“) errichtet, endet eine ihretwegen angeordnete strecken­
bezogene Geschwindigkeitsbegrenzung, deren Länge nicht ausdrücklich vorgegeben wird, 
dort, wo die Gefahr auch aus Sicht eines Ortsunkundigen vorüber ist. So entschied das Ober­
landesgericht (OLG) Hamm.  |

Das OLG: Die Gefahr endet aus Fahrtrichtung jeweils hinter der Bodenwelle und der gefährli­
chen Kreuzung, wenn keine weiteren Bodenwellen mehr angezeigt oder ersichtlich sind. Ab 
dort darf dann wieder mit der ursprünglich zulässigen Geschwindigkeit gefahren werden.

QUELLE  |  OLG Hamm, Urteil vom 11.5.2021, 7 U 104/19

AUTOKAUF

Verschweigen der Reimporteigenschaft eines Fahrzeugs
|  Unterlässt der Verkäufer den Hinweis auf die Reimporteigenschaft eines Fahrzeugs, täuscht 
er den Käufer nicht arglistig. Ausnahme: Der Käufer hat ausdrücklich danach gefragt. So  
entschied es jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Zweibrücken. Bemerkenswert: Es gab damit 
seine frühere Rechtsprechung auf.  |

Was war geschehen? 
Die Klägerin hatte einen gebrauchten Pkw der Marke Porsche von einem privaten Verkäufer 
gekauft. Im schriftlichen Kaufvertrag wurde die Haftung des Verkäufers für Sachmängel ausge­
schlossen. Kurze Zeit nach dem Kauf des Fahrzeugs stellte sich heraus, dass es sich bei dem 
Porsche um ein Reimportfahrzeug handelte.

Die Käuferin fühlte sich vom Verkäufer getäuscht. Sie erklärte die Anfechtung des Kaufvertrags. 
Begründung: Das Fahrzeug sei aufgrund seiner Reimporteigenschaft weniger wert.

Der Verkäufer weigerte sich, der Käuferin den Kaufpreis zurückzuerstatten. Diese klagte nun 
auf Rückzahlung des Kaufpreises Zug um Zug gegen Rückgabe des Fahrzeugs.

So sah es die Vorinstanz
Das Landgericht (LG) hatte in der ersten Instanz die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat es 
ausgeführt: Eine Anfechtung wegen arglistiger Täuschung scheide aufgrund des fehlenden Hin­
weises auf die Reimporteigenschaft des Fahrzeugs aus. Die Käuferin habe nämlich beim Ver­
kaufsgespräch nicht explizit darauf hingewiesen, dass sie kein Reimportfahrzeug haben wolle.

So sah es das Oberlandesgericht
Das OLG Zweibrücken hat das Urteil des LG bestätigt. Es argumentiert, dass man aufgrund des 
geänderten Marktverhaltens beim Autokauf nicht mehr generell davon ausgehen könne, dass 
sich die Reimporteigenschaft eines Fahrzeuges stets mindernd auf den Verkehrswert des Fahr­
zeugs auswirke. Insbesondere bei älteren Gebrauchtwagen könne dies nicht angenommen  
werden. Der fehlende Hinweis des Verkäufers rechtfertige daher keine Anfechtung des Kauf­
vertrags.

QUELLE  |  OLG Zweibrücken, Beschluss vom 26.1.2021, 8 U 85/17, Abruf-Nr. 223721 unter www.iww.de


